
SATZUNG 

§ l Name, Sitz 

(1) Der Verein führt den Namen "Verein für betreuten Umgang e.V.“. 
Er  ist  in  das  Vereinsregister  beim  Amtsgericht  Charlottenburg 
eingetragen. 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin. 

§ 2 Zweck 

(1) Der   Verein   verfolgt   ausschließlich   und   unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke im Sinne   des Abschnitts "Steuerbegünstigte 
Zwecke" der Abgabeordnung. 
(2) Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe. Er dient 
der   Betreuung   des   Umgangs   von   Familienangehörigen   nach 
Trennung/Scheidung, insbesondere von Kindern und Jugendlichen» Der 
Satzungszweck wird verwirklicht durch die Umgangsbegleitung von 
Umgangsberechtigten  nach   §§   1684,   1685  BGB   in  Form  von 
Umgangsberatung,  Umgangsanbahnung,  betreuter  Übergabe,  betreutem 
Umgang, kontrolliertem Umgang und ambulanten Hilfen nach §§ 30, 
31, 35, 35a und 41 KJHG. Ambulante Hilfen können dem Vereinszweck 
auch   dann   dienen,   wenn   hilfsbedürftige   Familienangehörige 
(insbesondere  Kinder  und  Jugendliche)  nicht  unmittelbar  von 
Trennung/Scheidung betroffen sind. 
(3)  Ein weiterer Vereinszweck ist die Gründung einer oder mehrerer 
gemeinnütziger GmbH´s zur Einrichtung und Unterhaltung von  
Kindertagesstätten und Jugendeinrichtungen sowie die Übernahme und 
Unterhaltung privatisierter staatlicher  Kinder- und 
Jugendeinrichtungen, insbesondere das Betreiben von 
Kindertagesstätten (mit Vorschulbildung), Horteinrichtungen und 
Jugendfreizeitheimen jeweils als alleiniger Gesellschafter oder mit 
einem anderen gemeinnützigen Träger  in der Rechtsform eines 
eingetragenen Vereins oder einer gemeinnützigen GmbH. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster 
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden.  Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus 
Mitteln des Vereins. 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die 
das 18. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Auf  Vorschlag  des  Vereins  kann  die  Mitgliederversammlung 
Ehrenmitglieder auf Lebenszeit ernennen. 
(3) Voraussetzung  für  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft  ist  ein 
schriftlicher Aufnahmeantrag, der an den Vorstand gerichtet werden 
soll. 

(4) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem 
Ermessen. Bei Ablehnung des Antrags ist er nicht verpflichtet die 
Gründe mitzuteilen. 



§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Ein  Mitglied  kann  jederzeit  durch  schriftliche  Erklärung 
gegenüber dem Vorstand aus dem Verein austreten. 
(2) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn 
es schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt. 
Über den  Ausschluß  beschließt  die  Mitgliederversammlung,  wobei 
eine   Mehrheit   von   drei   Viertel   der   abgegebenen   Stimmen 
erforderlich ist. 
(3) Ein  Mitglied,  das  aus  dem  Verein  austreten  will  bzw. 
ausgeschlossen werden soll, ist Gelegenheit zur Stellungnahme bzw. 
Rechtfertigung vor der Mitgliederversammlung zu geben. 

§ 6 Mitgliedsbeitrag 

Der   Mitgliedsbeitrag 

festgesetzt. 

wird von der Mitgliederversammlung 

§ 7 Vorstand 

(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus dem Vorsitzenden,  dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden und dem Schatzmeister,  Der Vorstand 
wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren 
gewählt; er bleibt jedoch auch nach Ablauf seiner Amtszeit bis zur 
Neuwahl im Amt. Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des 
Vereins gewählt werden. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft im 
Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds.  Scheidet ein 
Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die 
restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 
(2) Der Verein wird durch zwei Mitglieder des Vorstands vertreten 
(§ 26 BGB). 
(3) Die Führung der laufenden Geschäfte kann der Vorstand einem 
Geschäftsführer übertragen, der insoweit als besonderer Vertreter 
nach § 30 BGB den Verein vertreten darf. Die Aufgaben und 
Kompetenzen des Geschäftsführers sind in einem Vertrag zu  
bestimmen. 
(4) Der Vorstand ist ehrenamtlich tätig. Er erhält lediglich, auf 
Beschluss der Mitgliederversammlung, eine jährliche 
„Ehrenamtsvergütung“ im Sinne des § 3 Nr. 26 a EStG von € 500,00. 

§ 8 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen,  die vom Vorsitzenden, 
bei  dessen  Verhinderung  vom  Stellvertretenden  Vorsitzenden, 
einberufen werden;  die Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu 
werden.  Eine Einberufungsfrist von einer Woche  soll eingehalten 
werden. 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner 
Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen;  bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des  Vorsitzenden,  bei  dessen Abwesenheit 
die des Stellvertretenden Vorsitzenden. 



§ 9 Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich 

statt. 

(2) Außerordentliche  Mitgliederversammlungen  finden  statt,  wenn 

dies  im  Interesse  des  Vereins erforderlich  ist  oder  wenn die 

Einberufung einer derartigen Versammlung  von einem Fünftel  der 

Mitglieder schriftlich vom Vorstand verlangt wird;  dabei sollen 

die Gründe angegeben werden. 

§ 10 Einberufung von Mitgliederversammlungen 

(1) Mitgliederversammlungen  werden  vom Vorsitzenden,  bei  dessen 

Verhinderung vom  Stellvertretenden  Vorsitzenden  durch einfachen 

Brief  einberufen.   Dabei  ist  die  vom  Vorstand  festgelegte 

Tagesordnung mitzuteilen. 

(2) Die Einberufungsfrist beträgt zwei Wochen, Die Frist beginnt 

mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag, 

Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es 

an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekanntgegebene 

Adresse gerichtet ist. 

§ 11 Ablauf und Beschlussfassung von Mitgliederversammlungen 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden,  bei dessen 

Verhinderung vom Stellvertretenden Vorsitzenden geleitet; ist auch 

dieser   verhindert,   wählt   die   Mitgliederversammlung   einen 

Versammlungsleiter, 

(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 

ein  Viertel  sämtlicher  Vereinsmitglieder  anwesend  ist.   Bei 

Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet  innerhalb von 

vier Wochen eine  zweite  Mitgliederversammlung mit der  gleichen 

Tagesordnung einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl 

der  erschienenen  Mitglieder  beschlussfähig.  Hierauf  ist  in  der 

Einladung hinzuweisen. 

(3) Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann die vom Vorstand 

festgelegte Tagesordnung geändert und ergänzt werden. 

(4) Über  die  Annahme  von  Beschlussanträgen  entscheidet  

die Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen;  Stimmenthaltungen  gelten  als  ungültige  Stimmen.  Zum 

Ausschluss  von  Mitgliedern  und  zu  Satzungsänderungen  ist  eine 

Mehrheit von drei Viertel, zu Änderungen des Vereinszwecks und zur 

Auflösung des Vereins eine solche von neun Zehntel der abgegebenen 

gültigen Stimmen erforderlich. 

(5) Abstimmungen erfolgen grundsätzlich durch Handaufheben;  wenn 

ein  Drittel  der  erschienenen  Mitglieder  dies  verlangt,  muß 

schriftlich abgestimmt werden. 

(6) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 

aufzunehmen,  das vom jeweiligen Schriftführer und einem Mitglied 

des Vorstandes zu unterzeichnen ist. 

 

 

§ 12 Auflösung des Vereins 

 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

fällt sein Vermögen an den Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband, 

Landesverband Berlin e.V., der es unmittelbar und ausschließlich für 

gemeinnützige bzw. mildtätige Wohlfahrtszwecke zur Förderung der 

Jugendhilfe zu verwenden hat. 


